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6. FRAUEN IN REGIERUNG UND VERWALTUNG

Frauen in der Politik

Frauen in der Politik sind nicht nur wichtig, um die Gleichstel-
lung der Geschlechter im politischen Prozess zu gewährleisten,
sondern auch um die Aufmerksamkeit auf wichtige sozioöko-
nomische Fragen zu lenken, z.B. menschliche Entwicklung,
geschlechtsbasierte Gewalt, familienfreundliche Maßnahmen,
Lohngleichheit, Renten, Reform des Wahlrechts sowie Dienst-
leistungserbringung. Für Frauen gibt es jedoch nach wie vor
eine „gläserne Decke“ , die ihre volle Teilnahme am politischen
Leben in der Legislative und der Exekutive verhindert, und sie
sind in der Politik generell immer noch unterrepräsentiert.

Anfang 2012 entfiel im OECD-Raum knapp über ein Viertel der
Unterhaussitze bzw. der Sitze in Einkammerparlamenten auf
Frauen, und in lediglich 12 Mitgliedsländern wurde der von den
Vereinten Nationen und der Interparlamentarischen Union
empfohlene Mindestfrauenanteil von 30% erreicht oder über-
schritten. Im Vergleich zu 2002 bedeutet dies einen geringfügi-
gen Anstieg um durchschnittlich 6 Prozentpunkte. Der
Frauenanteil in den Parlamenten war im OECD-Raum in den
nordischen Ländern generell am höchsten, und in Schweden,
Finnland, Island und Norwegen hatten Frauen mindestens 40%
der Sitze inne. In der Türkei sowie in Japan, Chile und Ungarn
entfiel weniger als ein Viertel der Sitze auf Frauen.

In Ländern mit Verhältniswahlrecht ist der Frauenanteil in der
Legislative tendenziell größer, was möglicherweise darauf
zurückzuführen ist, dass bei der Kandidatenauswahl für die
Parteilisten stärker auf ein ausgewogenes Geschlechterverhält-
nis geachtet wird. In neun der zwölf OECD-Länder, die die 30%-
Marke für den Frauenanteil erreichen, werden die Parlaments-
abgeordneten in einem Verhältniswahlsystem gewählt. Ein-
fluss auf die Präsenz der Frauen in der aktiven Politik hat
jedoch nicht nur die Art des Wahlsystems; auch kulturelle und
finanzielle Faktoren können ein Hindernis darstellen, ebenso
wie Schwierigkeiten bei der Vereinbarung von politischen und
familiären Pflichten. Um diesem Defizit entgegenzuwirken,
haben neun OECD-Länder Genderquoten zur Förderung der
Gleichstellung der Geschlechter in den Parlamenten einge-
führt. Bei der Anwendung dieser Quoten bestehen jedoch
Unterschiede, so gibt es beispielsweise Quoten für den Nomi-
nierungsprozess (die z.B. einen bestimmten Frauenanteil auf
den Parteilisten oder einen bestimmten Anteil weiblicher Kan-
didaten für die Wahlbezirke vorsehen) ebenso wie Ergebnis-
quoten, mit denen ein bestimmter Anteil der Parlamentssitze
für Frauen reserviert wird.

In der politischen Exekutive der OECD-Mitgliedsländer ist der
Prozentsatz der Ministerinnen von 21% im Jahr 2005 auf 25% im
Jahr 2012 gestiegen. Daten von 2012 zeigen, dass diesbezüglich
jedoch große Unterschiede zwischen den Ländern bestehen:
Während in Norwegen, Schweden, Finnland und Island über
50% der Ministerposten mit Frauen besetzt sind, beträgt der
Anteil der Ministerinnen in Ungarn, Estland, Slowenien,
Griechenland und der Türkei weniger als 10%. Frauen haben
oft Ministerposten im Bereich der Sozial- und Kulturpolitik. Der
Prozess der Ernennung der Minister unterscheidet sich zwar je
nach dem politischen System der einzelnen Länder (Wahl oder
Ernennung durch das Parlament vs. Ernennung durch den
Staatspräsidenten mit oder ohne Zustimmung des Parla-
ments), eine gleich starke Repräsentation von Männern und
Frauen ist jedoch in keinem System gewährleistet.
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Anmerkungen zu den Abbildungen
6.9: Die Daten beziehen sich auf den Frauenanteil in den Parlamenten,

Stand 31. Oktober 2012 und 25. Oktober 2002. Die Prozentsätze ent-
sprechen der Zahl der Parlamentarierinnen im Verhältnis zur Zahl
der insgesamt besetzten Parlamentssitze. Für die Slowakische
Republik liegen für 2002 keine Daten vor.

6.10: Die Daten beziehen sich auf die mit Stand vom 1. Januar 2012 und
1. Januar 2005 amtierenden Ministerinnen. In der Gesamtzahl sind
stellvertretende Premierminister und Minister berücksichtigt. Pre-
mierminister bzw. Regierungschefs wurden ebenfalls berücksichtigt,
wenn sie ein Ministeramt ausübten. Vizepräsidenten und Leiter von
Regierungsstellen oder Behörden wurden nicht berücksichtigt.

Hinweis zu den Daten für Israel: http://dx.doi.org/10.1787/888932315602.

Methodik und Definitionen

Die Daten über Parlamentarierinnen beziehen sich auf
Unterhaussitze bzw. Sitze in Einkammerparlamenten
und stammen aus der PARLINE-Datenbank der Interpar-
lamentarischen Union. Die Daten beziehen sich auf den
Frauenanteil in den Parlamenten zum 31. Oktober 2012
und zum 25. Oktober 2002.

Die Balken in einem helleren Lilaton stellen Länder dar,
in denen es mit Stand von Januar 2013 gesetzliche Quo-
ten für den Anteil der Frauen unter den Kandidaten für
die Wahl zum Unterhaus oder zum Einkammerparla-
ment gab. Solche Quotenregelungen für die Wahl der
Legislative sind im Wahlrecht, im Parteiengesetz oder in
anderen vergleichbaren Gesetzen eines Landes festge-
legt. Beide Formen basieren per definitionem auf Rechts-
vorschriften, die alle an Wahlen teilnehmenden
politischen Organisationen verpflichten, die Quotenrege-
lungen gleichermaßen anzuwenden. Politische Organisa-
tionen, die die Quotenregelungen nicht einhalten,
können mit Strafen belegt werden. Die Daten zu den
Frauenquoten stammen aus der Global Database on Quotas
for Women des Institute for Democracy and Electoral Assi-
stance (IDEA).

Die Daten zum Anteil der Ministerinnen basieren auf den
Übersichtstafeln der Interparlamentarischen Union zum
Thema „Frauen in der Politik“ (Women in Politics). Die
Daten beziehen sich auf die zum 1. Januar 2012 und
1. Januar 2005 amtierenden Ministerinnen. Sie zeigen den
Frauenanteil unter den Ministern insgesamt, einschließ-
lich der stellvertretenden Premierminister und Minister.
Premierminister bzw. Regierungschefs wurden ebenfalls
berücksichtigt, wenn sie ein Ministeramt ausübten. Vize-
präsidenten und Leiter von Regierungsstellen oder Behör-
den wurden in der Gesamtzahl nicht berücksichtigt.

http://dx.doi.org/10.1787/9789264179370-en
http://dx.doi.org/10.1787/888932315602
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6.9. Frauenanteil in den Parlamenten und gesetzliche Frauenquoten (2012 und 2002)
Unterhaus oder Einkammerparlament

Anmerkung : Die Balken in einem helleren Lilaton stellen die Länder dar, in denen es zum 21. Januar 2013 gesetzliche Quoten für den Anteil der Frauen
unter den Kandidaten für die Wahl zum Unterhaus oder zum Einkammerparlament gab.
Quelle: Interparlamentarische Union (IPU), PARLINE (Datenbank), und IDEA, Quota Project (Datenbank).

1 2 http://dx.doi.org/10.1787/888932942697

6.10. Anteil der Ministerinnen (2005 und 2012)

Quelle: Interparlamentarische Union (IPU), „Women in Politics“, 2012 und 2005.
1 2 http://dx.doi.org/10.1787/888932942716
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